
 

 

 
 

N E W S L E T T E R 
N o .  2  ����  M ä rz  2 0 0 8  

 
w w w . d i e l i n k e - v i e r s e n . d e 

Viersen   ++   Willich    ++   Nettetal   ++   Kempen   ++   Tönisvorst   ++   Schwalmtal  ++   Brüggen   ++   Grefrath   ++   Niederkrüchten 

  

Kreisverband Viersen  

  

Dirty dancing in Brüggen 
„Brösel“: Schon wieder kein Zutritt für Jugendliche  mit Migrationshintergrund 
Betroffene wenden sich an Bürgermeister und planen Klage gegen Betreiber.   
 

Am Samstag, den 22. 2., war es mal wieder so weit. Ei- 
ner Gruppe von vier türkischstämmigen Personen wurde 
der Eintritt in die Diskothek Brösel verweigert. Mehrfach 
wurden sie von einem Eingang zum anderen geschickt 
und stets abgewiesen. Eine Begründung für diese Maß-
nahme wurde ihnen nicht gegeben. Schließlich wurden 
sie sogar, obwohl sie lediglich nach einem Grund für ihre 
Abweisung gefragt hatten, des Grundstücks verwiesen. 
 
Daraufhin wandte sie sich einer der Betroffenen, Hassan 
C. (Name von der Redaktion geändert), in einem Schrei- 
ben an Bürgermeister Gottwald (CDU), und schilderte 
den Vorfall. Der Brief liegt der Redaktion vor, darin heißt 
es unter anderem: „Mir und drei Begleitern, zwei jungen 
Männern und einer Frau, (wurde) insgesamt viermal der 
Zugang zur Diskothek Brösel verwehrt.“ Er betont, dass 
sie „keinerlei Anlass zu irgendwelchen Beanstandungen 
boten, unser Auftreten war höflich, unsere Kleidung kor- 
rekt. Von diesen Vorfällen haben wir ein Gesprächspro- 
tokoll erstellt, dass wir Ihnen gerne zur Verfügung stel- 
len.“ 
 
Der Briefschreiber erinnert den Bürgermeister an seine 
öffentlichen Worte: „Die Gemeinde ruft dazu auf, dass 
sich Betroffene, denen in der nächsten Zeit der Zutritt 
verwehrt wird, weil sie Ausländer sind oder ausländisch 
aussehen, sofort im Rathaus melden. Das gilt auch für 
Zeugen, die ein solches Vorgehen mitbekommen haben.“  
 
Dieser Aufruf  war in der Rheinischen Post vom 8.2.2008 
unter dem Tenor veröffentlicht worden: „Die Gemeinde 
Brüggen will nicht länger dulden, dass ausländische oder 
fremdländisch aussehende Jugendliche allein wegen ih-
rer Herkunft von der Diskothek Brösel’s abgewiesen wer-
den.“ Hassan C. schließt sein Schreiben mit den Worten: 
„Wir hoffen, dass Sie zu Ihrer Aussage stehen und pla-
nen, die Presse zu informieren sowie zur Durchsetzung 
unserer rechtlichen Ansprüche gerichtliche Hilfe in An-
spruch zu nehmen, wobei wir weitere Betroffene ermun- 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: www.bundesliga.de 
Deutsche Fußball-Liga und DFB geben die Richtung vo r - und  
schon jüngste Fans machen mit   
 
tern möchten, sich uns anzuschließen.“  
 
Die Gemeinde kommt seit Jahren durch das menschen-
selektierende Gebaren eines Diskothekenbetreibers nicht 
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aus den Schlagzeilen, wobei nur wenige Fälle an die Öf- 
fentlichkeit gelangen dürften. Doch die Verantwortlichen 
kommen über verbale Verurteilungen und bloße Ankündi- 
gungen nicht hinaus, wie die folgende unvollständige 
Chronologie zeigt: 
 

Schlechte Schlagzeilen für Brüggen  
Fall 1 
Einem 20-jährigen Deutschen indischer Abstammung, der 
seit 18 Jahren unbescholten in Brüggen lebt und aktiv in 
seiner Kirchenpfarre mitarbeitet, wird nach vier Jahren 
Diskobesuch plötzlich der Zutritt zu den Räumen verwei -
gert. Als Begründung müssen pauschal Auseinanderset -
zungen „zwischen Ausländern und Deutschen auf dem 
Parkplatz“ (1: Rheinische Post v. 22.11.2006) , also nicht in, 
sondern vor der Disko herhalten. Ein konkreter Vorwurf 
gegen den Abgewiesenen persönlich findet sich in der 
Berichterstattung nicht. Eine Anzeige unterbleibt, so dass 
die Vorwürfe unbewiesen bleiben.  
 
Die Gemeinde will sich von einem solchen Vorgehen di- 
stanzieren und die Firma „dringend auffordern, dieses auf- 
zugeben.“ Auch der Bürgermeister findet starke Worte, 
spricht von „skandalös“ und „Gleichheitsgrundsatz im 
Grundgesetz.“ (1) 
 
Die Freunde des Betroffenen nehmen sich vor, „nicht 
mehr im Brösel zu feiern.“ (2: taz v. 6.12.2006)  
 
Fall 2 
Eine Abiturparty Viersener Gymnasiasten erfordert an-
scheinend eine neue Qualität von Abwehrmaßnahmen ge- 
gen mögliche Gewalttäter, denn nun fordert der Betreiber, 
der sich als „keinesfalls ausländerfeindlich bezeichnet“, 
vorab eine Teilnehmerliste. Als er diese nicht erhält, wird 
drei türkischstämmigen Mitschülern der Zutritt zu der von 
ihnen selbst organisierten Fete verweigert. Mit Verweis auf 
Finanzen und Vorbereitung verzichten die meisten der 
Jugendlichen darauf, eine solche Lokalität zu boykottieren, 
lassen die Betroffenen vor der Tür und suchen sich erst 
für das nächste Jahr eine anderen Fetenraum. 
 
Der Betreiber fühlt sich so ermuntert: „Auf telefonische 
Anfrage bestätigte Brösel-Chef Jörg Johannböke freimütig 
die Anweisung an seine Türsteher, Ausländer grundsätz- 
lich abzuweisen, und begründete dieses Vorgehen mit der 
Wahrung der Sicherheit seiner Gäste.“ (3: Rheinische Post 
v. 31.1.2008) Er verstehe die Aufregung nicht, behält sich 
vor, „in Zukunft auf die Ausrichtung von Vorabipartys zu 
verzichten“ und teilt dies den Schülern mit. 
 
Am 9.2. fordern zwei Leserbriefschreiber in der Rheini -
schen Post Jugendliche auf, die Diskothek künftig zu 
meiden. 
 
Eine Leserbriefschreiberin schildert an gleicher Stelle, 
dass auch ihrem russischen Au-pair-Mädchen der Zutritt 
verweigert worden war. 
 
Bürgermeister Gottwald legt Wert auf die Feststellung, er  

 
habe dem Betreiber schon „viele Briefe geschrieben, 
immer, wenn es wieder Vorfälle in der Diskothek gab, 
die besagten, dass Ausländer dort keinen Zutritt 
hätten.“ (4: Grenzland-Nachrichten 7.2.2008) 
 
Dass von der Gemeinde ein anderes Kaliber gefordert 
ist, bis die Konzession in Frage steht, macht der 
Fachchef für Diskotheken bei der DeHoGa deutlich: „Da 
müssen erst mehrere rechtskräftige Bußgeldbescheide 
auf dem Tisch liegen. So schnell geht das nicht.“ (4) 
 
Doch Telefonate unserer Redaktion ergaben, dass es im 
Kreis Viersen in solchen Fällen von Diskriminierung an 
Handlungskompetenz und -willen zu mangeln scheint. 
Ein Verantwortlicher gibt unumwunden zu, die Möglich- 
keiten, das Antidiskriminierungsgesetz in seinem Be- 
reich durchzusetzen, nicht zu kennen. Ein anderer be- 
hauptet, obwohl der Diskobetreiber in der Presse die Ab- 
weisung von Ausländern offen zugegeben hatte: „Bisher 
wurde nur eine Seite gehört, ich selbst hab das vor der 
Disko noch nicht festgestellt. Da konnten alle rein.“ Und 
überhaupt: "Das passiert in Deutschland bestimmt 1.000 
mal am Tag und wenn sie so wollen, könnten sie dann 
alle Diskotheken schließen." 
 
Die SPD-Landtagsabgeordnete Ruff-Händelkes zeigt 
sich von der Praxis vor der Disko entsetzt, erwähnt nicht, 
dass zahlreiche Schüler die diskriminierende Praxis 
durch ihren Diskobesuch sanktionierten und adelt statt- 
dessen die Tatsache, dass sie sich erst hinterher bei der 
Presse meldeten zum zivilen Widerstand: „Die 
Schülerinnen und Schüler des Viersener Erasmus-von-
Rotterdam-Gymnasiums haben Zivilcourage besessen, 
indem sie diese Praxis, die wohl schon seit Ende 2006 
üblich ist, öffentlich gemacht haben.“ (5: SPD im Kreis 
Viersen, Pressemitteilung)  

 
Was daran mutig sein soll, etwas zu veröffentlichen, was 
seit Jahren so bekannt ist, dass der  Bürgermeister sich 
veranlasst sah, „viele Briefe zu schreiben“, erläutert die 
Abgeordnete nicht. 
 
Der Flüchtlinsrat im Kreis Viersen macht in einer Stel-
lungnahme klar, dass er unter Zivilcourage etwas ande- 
res versteht und stellt fest, dass die Berichterstattung 
„unserer Gesellschaft ein erbärmliches Zeugnis aus- 
stellt.“ Schließlich sei die diskriminierende Praxis des 
Disko-Betreibers den Schülern bereits vorher bekannt 
gewesen. (Rheinische Post, 2.2.2008) 
 
Ein Stufensprecher des beteiligten Gymnasiums schreibt 
(Rheinische Post 9.2.2008)  „ärgerlich“über die Anmerkung 
des Flüchtlingsrates und erklärt den mehrheitlichen Dis- 
kobesuch (mit dem vor-der-Tür-lassen der türkisch- 
stämmigen Mitschüler) so: „Als Schüler des Erasmus-
von-Rotterdam-Gvmnasiums haben wir uns ohne wenn 
und aber auf die Seite unserer „ausländischen" Mitschü- 
ler gestellt - auch wenn es viel bequemer (und für die 
Stufenkasse lukrativer) gewesen wäre, die Ungerech- 
tigkeit einfach hinzunehmen. 
 
Die Schulpflegschaftsvorsitzende der Schule nimmt die 
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beteiligten Schülerinnen und Schüler gegenüber den 
Feststellungen des Flüchtlingsrates in Schutz, rückt sie 
gar in die Nähe eines missglückten Karnevalsscherzes. 
Sie erklärt in einem Leserbrief (Rheinische Post v. 9.2.2008)  
deren Verhalten zu einer Art innerer Widerstand, denn 
„schließlich fand die Fete zähneknirschend statt, um den 
Erlös für den Abiball für alle Mitschüler zu sichern.“ 
 
Bürgermeister Gottwald ist mittlerweile nicht nur „em- 
pört“, sondern „fasst sich an den Kopf“. Er zitiert zum 
wiederholten Male das Grundgesetz und erkennt: „Eine 
Ausländerliste weckt ja Assoziationen.“ Das schade dem 
Ruf der Gemeinde. „Der nächste Schritt wird sein, ihn 
formal-juristisch aufzufordern, diese Praxis zu unterlas- 
sen, sonst droht der Entzug der Konzession.“ (Rheinische 
Post v. 31.1.2008) In der Berichterstattung findet sich dieser 
angekündigte „nächste Schritt“ bisher nicht.  
 
Da der Diskothekenbetreiber Mitglied der FDP ist, be- 
schäftigt sich deren Brüggener Vorstand mit der Angele- 
genheit, kommt zu dem Ergebnis, dass die gegen die Dis- 
kothek erhobenen Vorwürfe unhaltbar sind“ und bezeich- 
net den Vorwurf der Ausländerfeindlicheit als „absurd“. 
(6: Rheinische Post, 9.2.2008  
 
Eine Woche später ist der Diskothekenbetreiber aus der 
FDP ausgetreten, obwohl „gerade in der letzten Zeit alle 
Mitglieder der Ortspartei mir den Rücken gestärkt 
haben.“ (7: Grenzland-Nachrichten 14.2.2008)  
 
Die Abiturienten des Albertus-Magnus-Gymnasiums sa-
gen eine Vorabifete im Brösel wegen einer vom Betreiber 
wiederum geforderten „Ausländerliste“ab. (8: Westdeutsche 
Zeitung 21.3.2008) Die Gesamtschule Nettetal „erklärt, im 
Brösel keine Feten mehr ausrichten zu wollen.“ Die GS 
Brüggen cancelt eine Vorabi-Fete. Weil man mit dem 
Besitzer jedoch nicht gesprochen habe, will man sich bei 
ihm entschuldigen. Die Stufe 13 scheint mit Diskriminie- 
rung kein Problem zu haben, „sie bittet (den Betreiber) 
darum, wieder Feten ausrichten zu dürfen.“  
 
MdL Leuchtenberg (SPD), fordert ein einheitliches Vorge- 
hen der Schulen in der „Abweise-Praxis“. 
 
Bürgermeister Gottwald stellt mittlerweile fest, der Betrei -
ber „diskriminiert systematisch.“ Und: „Damit verstößt er 
gegen die Verfassung.“ Während er in dieser Frage nicht 
weiter weiß, zeigt er einen Hang zum praktischen: Er will, 
„gemeinsam mit dem Kreis“, einen Rückfahrdienst für 
Jugendliche zur Disko organisieren. (Alle: Westdeutsche 
Zeitung 16.2.2008, nicht online)  
 
Fall 3 
Vier türkischstämmigen Personen wird am 22. Februar der 
Zutritt zur Diskothek verweigert, eine wendet sich mit ei-
nem Brief an Bürgermeister Gottwald. 
 
Links zu den Quellen: 
(1) 
http://www.rp-
online.de/public/article/regional/niederrheinsued/viersen/nachrichten
/brueggen/378779 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Karikatur: Erich Rauschenbach 

 
(2) 
http://www.taz.de/index.php?id=archivseite&dig=2006/12/06/a0026 
(3) 
http://www.rp-online.de/public/article/regional/ 
niederrheinsued/viersen/nachrichten/brueggen/527583 
(4) 
http://www.grenzlandnachrichten.de/index.php?id=43&tx_ttnews%5
Btt_news%5D=2593&tx_ttnews%5BbackPid%5D=61&cHash=764ff
af71e 
(5) 
http://www.spd-kreis-viersen.de/.net/QZPYCPDDKPTQQTYDDTKQ 
D/meldungen/1891/52122.html 
(6) 
http://www.rp-
online.de/public/article/regional/niederrheinsued/viersen/nachrichten
/brueggen/530838 
(7) 
http://www.grenzlandnachrichten.de/index.php?id=43&tx_ttnews%5
Btt_news%5D=2626&tx_ttnews%5BbackPid%5D=61&cHash=c729
7560a1 
(8) 
http://www.wz-newsline.de/sro.php?redid=198270 
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Diskussionsveranstaltung: 
Eine Schule für alle? Alle Kinder auf’s Gymnasium? 
 
Europaweit gehört Deutschland in der Bildungspolitik zum 
Schlusslicht. Das Aussortieren von zehnjährigen Kindern 
in verschiedene Schulformen ist ein Skandal. Vernor 
Muñoz, Inspektor der UN-Menschenrechtskommission für 
Bildung, kritisierte die Formen der Diskriminierung, nach -
dem er das deutsche Bildungswesen unter die Lupe ge -
ommen hatte.   
 
Die einzige und stärkste Lobby der Hauptschulen sind die 
Vertreter der Gymnasien. Für Kinder, die ein Gymnasium, 
eine Realschule oder eine Hauptschule besuchen wollen, 
gibt es garantiert einen Platz. Für Kinder, die zur Gesamt -
schule angemeldet werden, kommt es einem Lotteriespiel 
gleich. Ein Drittel aller angemeldeten Kinder an Gesamt- 
schulen in NRW werden abgelehnt. Grundschulgutachten 
entscheiden über den weiteren Bildungsweg, nur basie- 
ren die Gutachten nicht unbedingt auf den Leistungen, 
sondern die Herkunft entscheidet. 
 
Können Kinder mit stark voneinander abweichenden 
Begabungen miteinander lernen? Bestimmen die schneller 
Lernenden das Lerntempo? Können Kinder mit Lern-
behinderungen zusammen mit anderen Kindern lernen? 
All diese Fragen und noch mehr können Sie an diesem 
Abend mit den beiden Referentinnen und den anderen 
Gästen diskutieren.  
 
Di, 15. April, 19:00 Uhr Tendykhaus Süchteln  
Bärbel Beuermann , Lehrerin,Personalrätin, stv. Vorsit- 
zende der Partei Die Linke. NRW, Stadtratsmitglied Herne 
Heidrun v.d. Stück , pens. Gesamtschullehrerin, Spreche-
rin LAG Bildung der Partei Die Linke. NRW, Krefeld 

 

Brüggen oder ������� G���� ? 
 
Das deutsche Alphabet spiegelt das Neoliberale und Mi-
litärfixierte der Großen Koalition wider, von A wie Afgha-
nistan, K wie Kinderarmut, über S wie soziale Ungerech- 
tigkeit bis V wie Verzicht auf gesetzlichen Mindestlohn.  
 
Statt vorhandene gesellschaftliche Mehrheiten für eine 
friedensorientierte und sozial gerechte Politik zu nutzen, 
entkernt die SPD Begriffe einfach durch Neudefinition. 
Fein, wie auch Frau Ruff-Händelkes das gelernt hat. Das 
zeigt ihr verharmlosender und schönfärberischer Einsatz 
des Begriffes „Zivilcourage“. Mit ihm motzt sie die 
Hasenherzigkeit einiger Gymnasiasten auf, zunächst ihre 
Abifete abzufeiern und erst danach die von Mitschülern 
erlittene Diskriminierung öffentlich zu machen, zur Hoch- 
form zivilen Widerstands. 
 
Aufgepasst Frau Landtagsabgeordnete: Der Politikwis- 
senschaftler Gerd Meyer definierte Zivilcourage als 
„spezifischen Typus sozialen Handelns, bei dem eine 
Person (seltener eine Gruppe) freiwillig eintritt für die 
legitimen, primär nicht-materiellen Interessen und die 
personale Integrität vor allem anderer Personen.“  
 
So fällt, selbst bei wohlwollender Betrachtung, dieser ge -
wendete Gebrauch des Begriffes „Zivilcourage“ schlicht 
unter die Rubrik „black out“. Doch mit ihrem Zückerchen 
rheinischen Frohsinns werden nicht nur Bäuche gepinselt 
und schlechte Gewissen beruhigt, weil der heimliche Wi- 
derstandskämpfer im deutschen Michel so schön zum 
Tanzen kommt, eine sozialdemokratische Landtagsab- 
geordnete verschiebt damit auch kräftig eine weitere 
Achse gesellschaftlicher Wertvorstellungen.  
 
Wenn der Weg des geringsten Widerstandes politisch so 
als Zivilcourage geadelt wird, dann ist das, in Geografie 
übertragen, als würde Brüggen zwar weiterhin 51° 15'  
nördlicher Breite liegen, jedoch in der Region von Blago- 
weschtschensk und, hieße ������� G���� . Statt sol- 
chem Etikettenschwindel auf den Leim zu gehen, sollten 
wir uns alle aktiv im eigenen Umfeld gegen Rassismus 
einsetzen und das nicht nur, weil „������� G����  
helau!“ einfach zu gewöhnungsbedürftig klingt.  
 
Auch MdL Leuchtenberg (SPD), geht mit seiner For- 
derung nach einem einheitlichen Vorgehen der Schulen 
in der „Abweise-Praxis“ am Kern des Problems vorbei. 
Wie das vorläufige Ende unsere Chronologie zeigt, geht 
es nicht darum, für junge Menschen zu denken, sondern 
sie zu eigenem Handeln gegen Rassismus zu befähigen. 
Doch da wären wir wieder bei den eigenen Werten und 
da hat die SPD intern ja wohl genug Klärungsbedarf. 
 
Ihr 
 
 
 
Christian Stadter, Pressesprecher DIE LINKE.  
Kreis Viersen 

 

Interessiert am vollständigen Migrationskonzept der 
Fraktion DIE LINKE. im deutschen Bundestag, das in 
Zusammenarbeit mit Experten aus NGOs erarbeitet wurde? 
Bestellen Sie hier und die PDF-Datei ist schon  
so gut wie bei Ihnen: christian.stadter@gmx.de 
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Wird sich  SPD-Kreisvorsitzender  Udo 
Schiefner der Diskussion stellen?  
 
„Wir müssen uns mit dieser Partei und ihren Zielen aktiv auseinandesetzen“, versprechen Sie in Ihrer Stellungnahme in 
der Rheinischen Post. Da kommt Ihnen DIE LINKE. gern entgegen, Herr Schiefner, denn seit Wochen wird unsere 
Partei in den Medien angegriffen; vorzugsweise werden dabei unwahre Behauptungen gestreut, um uns in ein falsches 
Licht zu stellen." 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
DIE LINKE. hofft, so zur Versachlichung der öffentlichen Diskussion über steigende Armut, die ungerechte 
Vermögensverteilung, dem Abbau von Mitbestimmungsrechten, Mindestlohn, Rente mit 67, Hartz IV, raus aus 
Afghanistan,  beitragen zu können. 
 
Wir freuen uns auf Ihre Reaktion, Herr Schiefner un d fordern Sie zur öffentlichen Diskussion heraus. W ählen 
Sie Zeitpunkt und Ort im Kreis Viersen, wir bringen  dann die Argumente mit.  
 
 
 
 
Vorab schon einmal: 

Stellungnahme DIE LINKE. Kreis Viersen  
 
Ein seltsamer Vorgang, wie sehr sich der SPD-Chef weit mehr als ein Jahr vor den Kommunalwahlen um das 
Verhältnis zur Partei DIE LINKE. sorgt. 
 
Wie „unrealistisch“ unsere Positionen wirklich sind, werden die Menschen ja sehen, wenn die Parteien im Wahlkampf 
2009 aufeinandertreffen. Für die von ihm angekündigte „aktive Auseinandersetzung“ wird DIE LINKE. im Kreis Viersen 
gut gerüstet sein, auf unserem gestrigen Parteitag wurde bereits die Gründung eines Wahlkampfteams und 
thematischer Arbeitsgruppen für das Kommunalwahlprogramm beschlossen. Alle Analysen vergangener Wahlen 
zeigen, dass DIE LINKE. v. a. enttäuschte Wähler der SPD und Nichtwähler anzieht. 
 
Sie sehen so die Chance, eine sozial gerechte Politik durchzusetzen. Dafür macht die LINKE Druck. Die Aussagen des 
SPD-Chefs zeigen: Auch hier bei uns beginnt er zu wirken. Erst wenn die politischen Inhalte stimmen, reden wir über 
Koalitionen.  
In Auszügen in der Rheinischen Post  v. 29.2.2008 
 

Rheinische Post vom 28.02.2008 
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Herr Schiefner: 
Wir glauben an lebens- 
langes Lernen!  
 
Deshalb hier Auszüge aus einer Analyse des Instituts Al- 
lensbach aus der FAZ, beide des Linksradikalismus unver- 
dächtig. Sie datiert noch vor dem Einzug der Partei DIE 
LINKE. in den Hamburger Senat, nach Bremen, Nieder -
sachsen und Hessen die vierte westdeutsche Länderkam- 
mer.Damit macht DIE LINKE. in Fraktionsstärke nunmehr 
in 10 Landesparlamenten Druck für soziale Gerechtigkeit. 
 
Allensbach-Analyse 
Die Sogwirkung der Linkspartei 
Von Professor Renate Köcher 
 
20. Februar 2008: Der Einzug der Linken in die Landes-
parlamente von Hessen und Niedersachsen ist von vielen 
Bürgern als weiteres Indiz für einen generellen Linksruck 
gedeutet worden.Gemessen an den Sympathien, die die- 
se Partei im Bundesdurchschnitt aufgrund der starken Po- 
sition in den neuen Ländern genießt, wirken die Wahler -
folge in den beiden westdeutschen Bundesländern gera- 
dezu bescheiden.  
 
Die Linke ist jetzt mit fast 30 Prozent in Ostdeutschland 
die stärkste Partei; zusammen mit den 8 Prozent der 
Wahlberechtigten, von denen sie in Westdeutschland un- 
terstützt wird, ergibt sich ein deutsches Durchschnittser- 
gebnis von knapp 12 Prozent. (...) 
 
Brüchiges Fundament 
Der Linkspartei trauen ... 55 Prozent der Bürger zu, dass 
sie ihre Position in Zukunft weiter ausbauen kann. Die An- 
hänger der Linken sind so sicher wie die Anhänger keiner 
anderen Partei, dass die Zeit für sie arbeitet und der Rück- 
halt in der Gesellschaft weiter wächst:  
 
93 Prozent der Anhänger der Linken sind überzeugt, dass 
ihre bevorzugte Partei künftig weiter an Bedeutung gewin 
nen wird. 
 
In der breiten Bevölkerung fallen die Reaktionen auf die 
Erfolge der Linkspartei bei den Landtagswahlen keines- 
wegs so einmütig erschrocken aus wie die öffentlichen 
Reaktionen von Politik und Medien. Zwar bewerten 42 
Prozent der Bevölkerung den Einzug dieser Partei in die 
Landesparlamente negativ; 33 Prozent der gesamten Be- 
völkerung begrüßen diese Entwicklung jedoch ausdrück- 
lich, in Westdeutschland 28 Prozent, in Ostdeutschland 55 
Prozent.  
 
Bei den Anhängern der SPD halten sich positive und 
negative Wertungen annähernd die Waage, bei den 
Anhängern der Grünen überwiegt klar das Wohlwollen 
gegenüber der - zumindest in Westdeutschland neuen - 
Konkurrenz im linken Spektrum. Schon hier zeigt sich, 
wie brüchig das Fundament für eine Ablehnung von 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bündnissen von SPD und Grünen mit der Linkspartei ist. 
 
Die Identifikation der Anhänger der Linkspartei mit ihr ist 
bemerkenswert. Während ihr Bild in der breiten Bevölke- 
rung vor allem von den Einschätzungen bestimmt ist, sie 
verspreche vieles, was sie nicht halten könne, sei eigent-
lich eine Ostpartei und sehr weit links verortet, sehen die 
eigenen Anhänger ihre Partei vor allem als Anwalt sozia-
ler Gerechtigkeit, der kleinen Leute und Benachteiligten 
und als Bastion gegen weitere Korrekturen am Sozial- 
staat. 
 
88 Prozent der eigenen Anhänger schreiben der Links-
partei zu, dass sie sich für soziale Gerechtigkeit einsetzt, 
85 Prozent sehen sie als Stütze der kleinen Leute, 77 
Prozent als Anwalt der Benachteiligten in der Gesell-
schaft. 64 Prozent erhoffen sich von der Linkspartei, 
dass sie den Sozialstaat verteidigt. (...) 
 
Dass sich unter den Anhängern der Linkspartei viele 
Enttäuschte sammeln, darf nicht den Blick darauf ver-
stellen, dass die Partei keineswegs eine besonders 
heterogene Anhängerschaft hat, die nur die Enttäu-
schung eint. Ihr Anhängerkreis ist in vielen Fällen we-
sentlich geschlossener als bei anderen Parteien. Viele 
Anschauungen werden von 70 Prozent und mehr vertre- 
en, so die Überzeugung, dass sich der Staat zu wenig 
um die Belange der Bürger kümmere.  
 
Die SPD bleibt die Antwort schuldig 
Die Erfolge der Linken verändern bereits erkennbar die 
programmatischen Diskussionen anderer Parteien - so 
wie vor Jahrzehnten die Gründung der Grünen. Die 
Ausbreitung einer neuen Partei löst in dem langfristig so 
stabilen Parteiengefüge der Bundesrepublik tektonische 
Verschiebungen aus, die in den Wahlergebnissen nur 
begrenzt sichtbar werden. An der Wahlurne sind die 
Grünen immer an eine Grenze gestoßen, die angesichts 
 
Lesen Sie weiter auf Seite 8 
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Nachlese Internationaler Frauentag 

78 sind 22 % zu wenig 
 
Die Regierungskoalitionen von SPD und Grünen bzw. 
Union und SPD haben zu verantworten, dass Frauen wie- 
der stärker ausgebeutet werden. Das Recht auf eine ei- 
genständige Existenzsicherung unabhängig von Partner, 
Partnerin oder Sozialstaat ist für Frauen erneut in weite 
Ferne gerückt: 
 
Lohndiskriminierung: Frauen in der Bundesrepublik er- 
halten durchschnittlich 22 Prozent weniger Lohn als Män- 
ner. Das reiche Deutschland ist damit fast Schlusslicht in 
Europa. 
 
Altersarmut: Die Benachteiligung von Frauen auf dem 
Arbeitsmarkt wirkt sich auf ihre soziale Sicherung im Alter 
aus: Niedrigrenten und Altersarmut bestimmen die Situa -
tion vieler Frauen in Ost und West.  
 
Niedriglohnsektor: Zwei Drittel der Vollzeitbeschäftigten 
im Niedriglohnbereich sind weiblich. 
 
Teilzeitarbeit: Der Anstieg der Frauenerwerbsquote auf 
62,2 Prozent resultiert zu einem großen Teil aus der Auf- 
splittung ihrer Arbeitsplätze. 
 
Mini-Jobs: Im Juni 2001 waren bereits 2,9 Millionen 
Frauen als Haupttätigkeit geringfügig beschäftigt. Ihre Zahl 
ist bis Juni 2007 auf 3,3 Millionen angewachsen.  
 
Karrierechancen:  Im Jahre 2000 stellten in Deutschland 
Frauen mit 57 Prozenz die Mehrheit der Angestellten und 
Beamten, sie nahmen aber nur etwa ein Viertel der höhe- 
ren Po sitionen und Führungspositionen ein. 
 
Nicht einmal zehn Prozent aller Hochschulen in Deutsch- 
land werden von Frauen geleitet, an außeruniversitären 
Instituten sind nur 7,2 Prozent der Führungspositionen von 
Frauen besetzt. Obwohl jeder zweite Studierende weiblich 
ist und 40 Prozent der Promotionen von Frauen abgelegt 
werden, waren im Jahr 2006 gerade 14,9 Prozent der 
knapp 38000 Professuren mit Frauen besetzt. In der höch- 
sten Besoldungsstufe C4 bzw. W3 waren es sogar nur 
zehn Prozent. 
 
Eine aktuelle Umfrage in der Telekommunikationsindustrie 
ergab, dass dort überhaupt keine weiblichen Führungs- 
kräfte anzutreffen waren. Bei den 30 DAX-notierten Unter- 
nehmen fand sich im Jahre 2000 keine einzige. 
 
»Die Frauenarbeit war von vornherein billiger als die 
männliche Arbeit. Der Lohn des Mannes war ursprünglich 
darauf berechnet, den Unterhalt einer gesamten Familie 
zu decken; der Lohn der Frau stellte von Anfang an nur 
die Kosten für den Unterhalt einer einzigen Person dar.« 
Clara Zetkin 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ernsthafte Bemühungen von Union und SPD, die soziale 
Situation von Frauen tatsächlich zu verbessern, lassen 
auf sich warten. Die Politik der Großen Koalition zur 
Gleichstellung von Frauen und Männern im Erwerbs 
leben zeugt vor allem von einem Mangel an politischem 
Willen. Es gibt viele Schritte hin zu mehr  Geschlechter-
gerechtigkeit. Sie müssen endlich gegangen werden. 
Darum fordert die DIE LINKE. im Bundestag: 
 
·  Grundsatz »Gleicher Lohn für gleiche und 

gleichwertige Arbeit« umsetzen;  

·  einen flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohn 
in Höhe von 8,44 Euro pro Stunde einführen;  

·  staatliche Subventionierung von geringfügiger 
Beschäftigung beenden und Mini-Jobs in 
sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigungsverhältnisse transferieren und 
Zumutbarkeitskriterien zur Aufnahme der 
Erwerbsarbeit durch Arbeitslose wieder einführen; 

·  familienfreundliche Arbeitswelt fördern und 
Gleichstellung von Frauen und Männern in der 
Privatwirtschaft durch gesetzliche Regelungen 
durchsetzen;  

·  Arbeitszeit für Vollzeitbeschäftige verkürzen und 
die Arbeit zwischen Männern und Frauen 
gleichmäßiger verteilen;  

·  eine eigenständige Alterssicherung für Frauen 
durch existenzsichernde Löhne und den Ausbau 
sozialer Ausgleichselemente in der gesetzlichen 
Rentenversicherung. 

 
 
 
 
 
 
 

Impressum 
V.i.S.d.P.: Christian Stadter, 
 Pressesprecher KV Viersen,  

Moselstr. 23, 41751Viersen 
christian.stadter@gmx.de 

Nennen Sie uns interessierte Leserinnen 
und Leser für unseren Verteiler ! 

Jetzt online Ihre Mitgliedschaft beantragen:  
dielinkeviersen@aol.com  

 

·  Freuen Sie sich auch schon auf 
Newsletter Nr. 3 im April? 

·  Nächste Mitgliederversammlung:  
Mi, 02.04.2008, 19:00 Uhr 
"Bei Aleks", Remigiusplatz 8,  
41747 Viersen  
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DIE LINKE hat den höchsten Frauenanteil aller Bun- 
destagsparteien (39,2 Prozent). 
 

Frauen sind in der Partei DIE LINKE gleichermaßen wie 
Männer aktiv, d. h., die Partei hat eine beachtliche Zahl  
aktiver Frauen in ihren Reihen,.in den gewählten Vorstän- 
den über 50 Prozent. Da der Frauenanteil im Kreis Vier- 
sen z. Zt. jedoch noch unter 20 Prozent liegt, haben wir 
hier eine echte Aufgabe vor uns. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Fortsetzung „Die Sogwirkung derLinkspartei“ v. S. 6  
 
der großen Sympathien in der Bevölkerung für ihre Forde- 
rungen bebemerkenswert niedrig lag. Ihre ganze Bedeu- 
tung und ihren Einfluss erhielten die Grünen durch die 
Reaktionen der beiden Volksparteien auf die Konkurrenz. 
Genauso gewinnt die Linke heute an Bedeutung durch die 
Rückwirkung ihrer Erfolge auf die beiden Volksparteien 
und besonders die SPD. Die Bemühungen der SPD, sich 
wieder verstärkt über linke Positionen zu profilieren und  
Schröders Reformpolitik vergessen zu machen, haben bis 
her wenig gefruchtet, sondern eher die Linke gestärkt.  
 
Trotzdem spricht viel dafür, dass die SPD weiter die Stra-  
tegie verfolgen wird, sich durch die stärkere Betonung tra- 
ditionell sozialdemokratischer Positionen der Konkurrenz 
zu erwehren. Ihr Problem ist dabei, dass ihr bisher keine 
klare und werbende Abgrenzung von der Linken gelingt, 
sondern sie mehr wie deren verdünnte Ausgabe wirkt.  
Außer der Entrüstung darüber, dass ihr eine neue Kon- 
kurrenz auf dem angestammten Feld erstanden ist - noch 
dazu angeführt von einem früheren Vorsitzenden der  
SPD -, bleibt die SPD bisher die Antwort schuldig, was sie 
programmatisch von der Linken unterscheidet. Die Sog- 
wirkung der Linken erfasst jedoch nicht nur die SPD, son- 
dern über die Veränderung des Koalitionspartners mittel- 
bar auch die CDU. Beschwörend setzt sie gegen die Ver- 
mehrung der Optionen im linken Teil des politischen Spek- 
trums den Appell an die Neigung der Mehrheit zu Maß und 
Mitte und den Anspruch, diese Mitte zu verkörpern. (Text 
FAZ / Bildmaterial F.A.Z)  
http://www.faz.net/IN/INtemplates/faznet/default.asp?tpl=common/zwischens
eite.asp&dox={CB3ACA3F-7920-2501-3F33-43CCA9BB581C}&rub= 594 35 
6-7271-4A1D-B1A1-21534F010EE1} 
 

„Viele Bürgerinnen und Bürger haben in den letzten 
Wochen mit Kopfschütteln zur Kenntnis genommen, wie 
Verwaltungsleitung und Politik die Umbenennung der Stadt 
Viersen in "Kreisstadt" über's Knie gebrochen haben. Was 
sich Rat und Verwaltung mit der Umbenennung der "Stadt 
Viersen" in "Kreisstadt Viersen" geleistet haben, ist absolut 
nicht nachvollziehbar und wird von den Bürgern offenbar 
nicht mitgetragen. Haben wir keine anderen Probleme in 
unserer Stadt? Die Umstellung wird einen mindestens fünf- 
bis sechsstelligen Eurobetrag kosten. Es sind nicht nur die 
Ortseingangsschilder, sondern auch Kosten für Stempel, 
Siegel, Prospekte, Broschüren, Schilder an Kindergärten, 
Schulen, Verwaltungsgebäuden, Fahrzeugbeschriftungen 
usw.. Für ein Mittagessen für Kinder aus sozial 
benachteiligten Verhältnissen sind keine 5.000 € 
vorhanden, ebensowenig für das Ausbessern der Straßen 
(hier finden wir inzwischen Schlaglöcher wie zu den 
schlimmsten DDR-Zeiten). Zuschüsse für soziale Träger 
sind in den letzten Jahren zurückgegangen oder ganz 
entfallen. (Aus dem Aufruf der Initiative) 

Sie können Unterschriften noch bis zum 31. März leis ten!  

Kontakt: Thomas Weber, T: 02162-4466, F: -4477, Postf. 10 
06 39, 41706 Viersen,: buergerbegehren@web.de 

Die Position der Partei DIE LINKE. 
Bürgerbegehren und Bürgerentscheid sind als direkt demo- 
kratische Abstimmungsverfahren heute unverzichtbar für die 
kommunale Selbstverwaltung. 
 
Deshalb fordert DIE LINKE: 
 
·  Teilnahme von Migrantinnen und Migranten aus Nicht-

EU-Staaten an Bürgerbegehren und Bürger- 
entscheiden;  

·  den Verzicht auf Ausschlusskataloge für die direkte 
Demokratie, sondern Plebiszite zu allen Fragen, zu 
denen die kommunalen Vertretungen Entscheidungen 
treffen können;  

·  moderate Beteiligungsquoren von maximal 10 Prozent 
und deren deutliche Absenkung, je mehr Menschen in 
der jeweiligen Kommune leben, sowie Entscheidungen 
auf Grund einfacher Mehrheiten 

·  einfache und kostengünstige Verfahren für kommunale 
Bürgerbegehren und Bürgerentscheide; 

·  barrierefreie Nutzung von elektronischen 
Kommunikationsmöglichkeiten. 
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